
Dienstleister brauchen
Nachweis über Impfschutz

Masern sind sehr ansteckend
und können ohne direkten
Kontakt übertragen werden.
Das am 1. März 2020 in Kraft ge-
tretene Masernschutzgesetz
betrifft deshalb auch Gemein-
schaftseinrichtungen wie
Schulen und Kindertagesstät-
ten, in denen sich viele Men-
schen aufhalten. In bestimm-
ten Fällen tangiert das Gesetz
auch Vergabeverfahren.

NÜRNBERG. Das Masernschutzge-
setz beinhaltet Regeln, die auch für
Personen von Bedeutung sind, die in
bestimmten öffentlichen Einrichtun-
gen wie Krankenhäusern, Schulen,
Kindertagesstätten, Kinderhorten,
Heimen und Asyl-/Flüchtlingsein-
richtungen tätig sind. Gemäß Para-
graf 20 Absatz 9 Infektionsschutzge-
setz (IfSG) müssen alle Personen, die
vomGesetz erfasst sind, einen ausrei-
chenden Impfschutz oder eine Im-
munität gegen Masern nachweisen,
es sei denn, sie haben gesundheitli-
che Gründe, die gegen eine Impfung
sprechen, etwa medizinische Kontra-
indikationen.

Personen ohne Impfschutz dürfen
in den Einrichtungen nicht arbeiten

Personen, die weder einen Impf-
schutz noch eine Immunität noch
eine Kontraindikation nachweisen
können, dürfen in den betroffenen
Einrichtungen nicht arbeiten. Er-
fasst sind grundsätzlich alle am 1. Ja-
nuar 1971 oder später geborenen
Personen, die in den oben genann-
ten Einrichtungen tätig werden. Aus-
genommen sind hingegen Perso-
nen, die am 31. Dezember 1970 oder
früher geboren sind.

Die Nachweispflicht gilt für jede
Einrichtung unabhängig von der Be-
rufsgruppe oder der spezifischen Tä-
tigkeit. Es ist nicht erforderlich, dass
die Personen einen direkten Kon-
takt zu den Patienten oder den be-
treuten Menschen in der Einrich-
tung haben. Daher betrifft die Nach-
weispflicht auch Personen, die für
externe Dritte in den jeweiligen Ein-
richtungen tätig sind.

Dies umfasst nicht nur externe
Dienstleistungsunternehmen, wie
zum Beispiel Gebäudereinigungsfir-
men, sondern auch Bauunterneh-

men, die Bauarbeiten in den Einrich-
tungen durchführen, sowie freiberuf-
lich Tätige (beispielsweise Architek-
ten, Ingenieure, Wirtschaftsprüfer
und Dolmetscher).

Die Nachweispflicht ist aber nur
erforderlich, wenn eine Person regel-
mäßig (nicht nur für wenige Tage)
und nicht nur zeitlich vorüberge-
hend (nicht nur jeweils wenigeMinu-
ten, sondern über einen längeren
Zeitraum) in einer betroffenen Ein-
richtung tätig ist.

Deshalb ist es sinnvoll, solche ex-
tern beauftragten Dienstkräfte ver-

traglich zu verpflichten, nur solche
Personen in den vom Masernschutz-
gesetz betroffenen Einrichtungen ein-
zusetzen, die einen nachgewiesenen
Impfschutz, Immunität oder eine
Kontraindikation haben. Es ist daher
empfehlenswert, sich vom jeweiligen
Unternehmen bestätigen zu lassen,
dass für alle eingesetzten Beschäftig-
ten der Nachweis vorliegt.

Dies kann etwa durch eine Erklä-
rung zum Masernschutz dokumen-
tiert werden, in der das Unterneh-
men versichert, dass alle zur Auftrags-
erfüllung eingesetzten Personen vor
Beginn ihrer Tätigkeit die Anforde-
rungen gemäß Paragraf 20 Absatz 9
IfSG und sämtliche für die Nachweis-
führung notwendigen Unterlagen
beim Unternehmen vorliegen.

Besondere Bedingungen sind für
Auftragsausführung zu erfüllen

Eine solche Erklärung hat vergabe-
rechtlich den Status einer Ausfüh-
rungsbedingung gemäß Paragraf 128
Absatz 2 Gesetz gegen Wettbewerbs-

beschränkungen. Dabei handelt es
sich um vertragliche Regelungen, die
dem Auftragnehmer vorgeschrieben
werden und zwingend beachtet wer-
den müssen. Wenn ein Unterneh-
men nicht bereit oder in der Lage ist,
diese Bedingungen bei der Auftrags-
ausführung nach der Zuschlagsertei-
lung zu erfüllen, ist das Angebot von
Anfanganalsnicht zuschlagsfähig an-
zusehen.

Wenn einAuftragnehmer dieAus-
führungsbedingung später während
der Leistungserbringung nicht ein-
hält, verstößt er gegen den Vertrag,
was zu zivilrechtlichen Konsequen-
zen führen kann. Daher kann es für
den öffentlichen Auftraggeber rat-
sam sein, die Einhaltung dieser Be-
dingungen durch Maßnahmen wie
Vertragsstrafen oder ein besonderes
Kündigungsrecht abzusichern.

Eine solche Ausführungsbedin-
gung ist jedoch nur dann zulässig,
wenn sie bereits in der Auftragsbe-
kanntmachung oder den Vergabe-
unterlagen schriftlich festgehalten
wurde.

Holger Schröder,
Fachanwal t für Vergaberecht und
Par tner be i Rödl & Par tner , Nürnberg

Auftraggeber sollen sich vom jeweiligen Dienstleister bestätigen lassen, dass alle eingesetzten Beschäftigten gegen Masern geimpft sind. FOTO: IMAGO/CHRISTOPH WOJTYCZKA

Expertenbeitrag:
Masernschutz

Bewerber müssen bestimmte Nachweise vorlegen

Das Infektionsschutzgesetz (Paragraf 20
Absatz 9, IfSG) regelt, dass Personen, die
in Einrichtungen tätig werden sollen, de-
ren Leitung vor Beginn ihrer Tätigkeit
einen der beiden folgenden Nachweise
vorzulegen haben: 1. eine Impfdoku-
mentation oder ein ärztliches Zeugnis
darüber, dass bei ihnen ein ausreichen-

der Impfschutz gegen Masern besteht, 2.
ein ärztliches Zeugnis darüber, dass bei
ihnen eine Immunität gegenMasern vor-
liegt oder sie aufgrund einer medizini-
schen Kontraindikation nicht geimpft
werden können. Eine Person, die über
keinen Nachweis verfügt oder diesen
nicht vorlegt, darf nicht tätig werden.

Zuschlag für
Tiefbauarbeiten für
Suedlink erteilt
STUTTGART. Der Übertragungsnetz-
betreiber Transnet BW hat die Tief-
bauarbeiten für „SuedLink“ an die
Bauunternehmen Leonhard Weiss
und Max Bögl vergeben. Es geht da-
bei um die Erdkabelverbindung für
den Transport von Windstrom aus
Norddeutschland bis nach Baden-
Württemberg auf einer Länge von 700
Kilometern ab dem Jahr 2028. Trans-
net BW ist dabei für den Abschnitt in
Baden-Württemberg zuständig.

Die Tiefbauleistungen im Volu-
men von mehreren hundert Millio-
nen Euro umfassen die Herstellung
und Verfüllung von Kabelgräben und
Abspulplätzen für die Kabel sowie Zu-
fahrts- und Schwertransportstraßen.
Die Baulose erstrecken sich jeweils
über knapp 40 Kilometer und umfas-
sen den Abschnitt von der bayeri-
schen Grenze bis nach Bad Fried-
richshall.

Leonhard Weiss wird im nördli-
chen, Max Bögl im südlichen Los die
Bauleistungen durchführen. (dis)

Impressum

Staatsanzeiger
Wochenzeitung für Wirtschaft, Politik und Verwaltung
in Baden-Württemberg
174. Jahrgang

Verlag und Herausgeber
Staatsanzeiger für Baden-Württemberg GmbH & Co. KG
Breitscheidstraße 69, 70176 Stuttgart
(im Auftrag der Landesregierung)

Geschäftsführer:
Dr. Alexander Teutsch
Telefon (0711) 6 66 01-0,
info@staatsanzeiger.de, www.staatsanzeiger.de

Redaktion
Chefredakteur: Dr. Rafael Binkowski (bin);
stellvertretende Redaktionsleiterin:
Stefanie Schlüter (schl);
Politik & Verwaltung: Stefanie Schlüter (schl),
Jennifer Reich (jer), Michael Schwarz (smic);
Wirtschaft, Bauen und Vergabe: Wolfgang Leja (leja),
Jürgen Schmidt (jüs),
Kreis & Kommune: Philipp Rudolf (ru),
Peter Schwab (wab);
Bildung & Wissenschaft: Dr. Christoph Müller (crim);
Landesgeschichte: Ralf Schick (rik);
Online: Tobias Dambacher (Digitalchef), Pia Hemme,
Rieke Stapelfeldt
Produktion: Barbara Wirth (CvD), Laura Hoß

redaktion@staatsanzeiger.de

Abo-Service
Telefon (0711) 6 66 01-44, Fax 6 66 01-34
kundenservice@staatsanzeiger.de
www.staatsanzeiger.de/shop

Anzeigen
Telefon (0711) 6 66 01- 222,
anzeigen@staatsanzeiger.de
Derzeit gilt die Anzeigenpreisliste Nr. 49, vom 1.1.2024

Der Abobezugspreis beträgt jährlich 189,- Euro inklusive
dem E-Paper des Staatsanzeigers sowie freiem Zugang
zum Internetportal „staatsanzeiger.de“ beziehungsweise
359,- Euro zusätzlich mit dem Landesausschreibungsblatt
Baden-Württemberg.
Die mit Namen und Autorenzeichen versehenen Beiträge
geben die Meinung des Autors wieder. Nachdruck nur
mit Einwilligung der Redaktion. Die abgedruckten
Bekanntmachungen sind geschützt. Die Verwendung ist
nur für unmittelbare betriebliche Zwecke der
Abonnenten gestattet. Vollständige oder auszugsweise
Nachdrucke sowie die Aufnahme in elektronische
Datenspeicher sind nur mit schriftlicher Einwilligung des
Verlages gestattet.

Druck
Ungeheuer + Ulmer KG GmbH + Co,
Körnerstraße 14 - 18, 71634 Ludwigsburg

Kurz notiert

Cloud-Leistungen sollen
über Portal abrufbar sein

NÜRNBERG. Die Bundesagentur für
Arbeit, die Deutsche Rentenversiche-
rung und die Deutsche Gesetzliche
Unfallversicherung schreiben ge-
meinsam ein Portal für die Nutzung
verschiedener Cloud-Leistungen aus.
Das Volumen des Auftrags beläuft
sich auf rund 100 Millionen Euro mit
einer Laufzeit von maximal vier Jah-
ren. Es bestehe der Bedarf, mehrere
Cloudleistungen, die einander ergän-
zen sollen, parallel zu nutzen. Dazu
brauche es einer zentralen Steue-
rung durch ein eigenes Bestell- und
Abrechnungsportal. Darüber können
die Auftraggeber die gewünschten
Cloud-Leistungen abrufen. (dis)

Polizei will Elektro- und
Hybridfahrzeuge beschaffen
Anteil alternativer Antriebe liegt bisher bei nur knapp zwei Prozent

STUTTGART. Bis Ende des Jahres soll
der Anteil an batterieelektrischen
oder hybridbetriebenen Fahrzeugen
im Fuhrpark der Polizei in Baden-
Württemberg vonmomentan 1,86 auf
etwa 8,4 Prozent wachsen. Gleichzei-
tig soll die Ladeinfrastruktur an Poli-
zeieinrichtungen ausgebaut werden.
Das hat das Innenministerium auf

Antrag der CDU-Landtagsfraktion
mitgeteilt. Aktuell laufen demnach
die Beschaffungsprozesse.

In Baden-Württemberg sind bis-
her 57 reine E-Fahrzeuge im Polizei-
einsatz unterwegs, hinzukommen 43
Hybridfahrzeuge. Der niedrige Anteil
von batteriebetriebenen Fahrzeugen
rühre daher, dass für deren Betrieb

keine ausreichenden Erfahrungswer-
te vorgelegen hätten. Außerdem ha-
be man elektrische Fahrzeuge bisher
für Logistik- und Besprechungsfahr-
ten eingesetzt. Dennoch nehme die
Polizei eine Vorreiterrolle im Ver-
gleich mit anderen Bundesländern
ein, so das Ministerium. Allerdings:
Niedersachsen verfügt über einenAn-
teil von rund zehn Prozent und liegt
damit an der Spitze der Bundeslän-
der. Dort werden die Fahrzeuge vor
allem bei der Kriminalpolizei und für
den Streifendienst eingesetzt.

Die Erfahrungen in Baden-Würt-
temberg seien positiv, die anfängli-
chen Bedenken hätten sich größten-
teils nicht bestätigt. Erfahrung mit
Ausschreibungen von Fahrzeugen
mit alternativen Antrieben für die
Polizei gebe es in Baden-Württem-
berg seit dem Jahr 2015, so das Innen-
ministerium. Die jeweiligen Beschaf-
fungsverfahren würden analog der
Verfahren für Verbrennerfahrzeuge
durchgeführt und unterschieden sich
nicht von Verfahren zum Kauf von
herkömmlichen Fahrzeugen. (dis)

In Baden-Württemberg sind bisher 57 reine E-Fahrzeuge im Polizeieinsatz unterwegs. Hin-
zu kommen 43 Hybridfahrzeuge. FOTO: IMAGO/HANNO BODE

Mehr Chancen für
kleinere Anbieter
Experten prüfen mittelstandsfreundliche Vergabe

BERLIN. Start-ups, aber auch kleine
und mittlere Unternehmen (KMU)
haben mitunter große Probleme, bei
öffentlichen Aufträgen Zuschläge zu
erhalten. Das Kompetenzzentrum In-
novative Beschaffung (Koinno), das
dem Bundeswirtschaftsministerium
untersteht, will nun über eine Umfra-
ge ergründen, welche Schwierigkei-
ten diese Unternehmen bei Vergabe-
verfahren haben. Dieses Stimmungs-
bild solle eine Grundlage für mögli-
che Reformen auf politischer Ebene
und für die Verbesserung der Zusam-
menarbeit von Start-ups und KMU
mit der Verwaltung sein, so Koinno.

Gleichzeitig will das Kompetenz-
zentrum den Bedürfnissen entspre-
chend seine eigenenAngebote anpas-
sen. So könne man besser nachvoll-
ziehen, welche Erfahrungen Start-ups
und KMU bei öffentlichen Ausschrei-
bungen bereits gemacht haben. Die
Umfrage ist laut Koinno anonym und
bis zum 29. Februar möglich.

Das Kompetenzzentrum hat
außerdem einen Start-up-Beschaf-
fungsindex veröffentlicht, der ge-

meinsammit der Universität der Bun-
deswehr und dem Verein „Staat-up“
erarbeitet wurde.Dabeiwurden euro-
paweite Verfahren auf der Ausschrei-
bungsplattform Tenders Electronic
Daily (Ted) ausgewertet. Nationale
Verfahren bleiben dabei unberück-
sichtigt. Deshalb besäßen die Ergeb-
nisse eine „Unschärfe“.

Ablesen lässt sich, dass die Zahl
der Auftragsvergaben an Start-ups
nachwie vor gering ist, in den vergan-
genen fünf Jahren allerdings dyna-
misch angestiegen sei. In 45 Prozent
der Fälle sei das Verfahren über einen
reinen Preiswettbewerb entschieden
worden. Das deute darauf hin, dass
auch bei Start-ups auf demMarkt ver-
fügbare Leistungen eingekauft wür-
den – im Gegensatz zur weit verbrei-
teten Auffassung, Leistungen bei jun-
gen Unternehmen müssten erst ent-
wickelt werden. (dis)

MEHR ZUM THEMA
Die Umfrage gibt es unter:
https://kurzelinks.de/koinnoumfrage
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